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SPD-Fraktion Rheingau-Taunus, Mainzer Allee 17-19, 65232 Taunusstein 

Herrn Kreistagsvorsitzenden 
Klaus-Peter Willsch 

Heimbacher Str. 7 
65307 Bad Schwalbach 
 
 

30. Oktober 2020 
 

 

Sehr geehrter Herr Willsch, 

bitte nehmen Sie den nachstehenden Antrag der SPD-Fraktion auf die Tagesordnung der 

nächsten Kreistagssitzung. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Georg A. Mahr 

Fraktionsvorsitzender 

 

Antrag: Bau einer Fußgänger- und Fahrradbrücke über den Rhein in die 

Machbarkeitsstudie zur Rheinbrücke aufnehmen  

Der Kreistag möge beschließen:  

Die Prüfung des Baus einer Fußgänger- und Fahrradbrücke über den Rhein zwischen Bingen 

und Rüdesheim wird in die bereits beauftragte Machbarkeitsstudie zur Rheinbrücke bei 

Rüdesheim aufgenommen.  

Begründung: 

In den vergangenen Wochen wurde die Option einer Rheinbrücke für Fußgänger und 

Fahrradfahrer über den Rhein zwischen Bingen und Rüdesheim vermehrt in die thematische 

Diskussion eingebracht. Auch die Stadtverordnetenversammlungen von Bingen und 

Rüdesheim haben bereits Beschlüsse in diese Richtung gefasst.  

Die SPD-Fraktion steht dem Bau einer solchen Brücke für Fußgänger und Radfahrer 

grundsätzlich positiv gegenüber plädiert aber dafür vor einer endgültigen Positionierung der 

Kreisgremien zu diesem Projekt die Machbarkeit dieser Maßnahme prüfen zu lassen.  

Aus diesem Grund ist es sinnvoll die bereits vom Kreistag beauftragte Machbarkeitsstudie 

für eine Rheinbrücke bei Rüdesheim um die Prüfung einer entsprechenden Brücke für 

Fußgänger und Radfahrer an dieser Stelle zu erweitern.  

Dadurch lassen sich die Ergebnisse der Machbarkeitsprüfung beider Varianten (der Brücke 

für den Kfz-Verkehr und der für den Rad- und Fußgängerverkehr) gegenüberstellen und 

vergleichen. Dies sorgt nach Ansicht der SPD-Fraktion für eine auskömmlichere 

Entscheidungsgrundlage für die weiteren Beratungen der Kreisgremien in dieser 

Angelegenheit.  

Die weitere Begründung erfolgt mündlich.  


